 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/2100582/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 25. Mai 2022 gegen den Abweisungsbescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 2. Mai 2022 betreffend Eigenantrag auf Familienbeihilfe vom 10.
Februar 2022 fiir den Zeitraum September 2014 bis November 2019, Steuernummer
*¥**BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (Bf.) beantragte am 10.02.2022 die Zuerkennung der Familienbeihilfe
fir sich selbst ab September 2014. Im Antrag wurde mitgeteilt, dass er kroatischer
Staatsbiirger und sein Familienwohnsitz in Kroatien sei. In Osterreich sei er mit Hauptwohnsitz
seit 02.08.2021, gemeinsam mit seiner Ehefrau mit bosnischer Staatsbirgerschaft, gemeldet.
Er habe von August 2015 bis November 2019 das Bachelorstudium Physik und seit November
2019 das Masterstudium Physics an der ***1***-Universitat ***2*** betrieben. Seine Mutter

sei in Kroatien wohnhaft und beschaftigt.

Mit Bescheid vom 02.05.2022 wurde der Eigenantrag des Bf. auf Gewahrung der
Familienbeihilfe flir den Zeitraum September 2014 bis November 2019 abgewiesen. In der
Begrindung wurde ausgefiihrt:

»Familienbeihilfe wird héchstens fiinf Jahre riickwirkend ab Beginn des Monats der
Antragstellung ausgezahlt (§ 10 Abs. 3 Familienlastenausgleichsgesetz 1967).

Sie leben im Haushalt Ihrer Eltern oder diese finanzieren iiberwiegend lhren Lebensunterhalt.
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Dadurch haben Sie selbst keinen Anspruch auf Familienbeihilfe (§ 6 Abs. 5
Familienlastenausgleichsgesetz 1967).

Die Eltern sind wéihrend lhrer Ausbildung zur Leistung des Unterhalts verpflichtet und werden
gebeten, die Familienleistungen in lhrem Herkunftsstaat zu beantragen.”

Dagegen erhob der Bf. fristgerecht die Beschwerde mit der Begriindung, dass erim
angegebenen Zeitraum nicht im Haushalt seiner Eltern gelebt habe und dies derzeit auch nicht
der Fall sei. Seine Mutter lebe in Kroatien und sie habe ihren Hauptwohnsitz, der sich ebenfalls
in Kroatien befinde, nicht gedndert seit er sein Studium in Osterreich betreibt. Sie habe im
Zeitraum zwischen 2017 und 2019 einen angemeldeten Nebenwohnsitz in Osterreich gehabt.
Dieser habe nur der Erleichterung der Jobsuche in Osterreich gedient. Sie habe allerdings nicht
hier gewohnt und seinen Lebensunterhalt auch nicht finanziert. Sein Vater lebe in Deutschland
und von seiner Seite sei er auch nicht finanziert worden. Seinen Lebensunterhalt bestreite der
Beschwerdefiihrer durch Arbeit neben seinem Studium. Er stellte den Antrag, der Beschwerde
stattzugeben und Uber die rickwirkende Gewdhrung von Familienbeihilfe fir die letzten funf
Jahre zu entscheiden.

Zum Beweis, dass der Beschwerdefiihrer sich selbst den Unterhalt finanziere, legte er den
Einkommensteuerbescheid 2017 vom 04.12.2018 mit einem Einkommen iHv 6.587,51 €, den
Einkommensteuerbescheid 2018 vom 15.04.2019 mit einem Einkommen iHv 8.107,70 €, den
Einkommensteuerbescheid 2019 vom 14.05.2020 mit einem Einkommen iHv 10.703,73 €, div.
Lohnzettel seiner geringfligigen Beschaftigungen aus 2017, 2018 und 2019 und die Bestatigung
vom 02.08.2021 seiner Hauptwohnsitzmeldung in ***Bf1-Adr*** vor.

In der Beschwerdevorentscheidung vom 09.08.2023 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen. In der Begriindung fiihrte das Finanzamt aus:

“Sachverhalt:

Herr ***Bf1*** (Bf.), geb. tt.12.1995 ist kroatischer Staatsblirger. (24 Lj.im 12/2019) Im 19 Lj.
kam er zu Ausbildungszwecken nach Osterreich.

Der Vater Herr ***3*** (geb. xx.xx.1961) ist kroatischer Staatsblirger und lebt und arbeitet in
Deutschland. Die Mutter Frau ***4*** (geb. yy.yy.1974) ist kroatische Staatsblirgerin und lebt
in Kroatien. Von 03.11.2017 bis 07.01.2019 war sie in ***Adr*** nur pro forma mit
Hauptwohnsitz in Osterreich gemeldet. An dieser Adresse sind viele Personen gemeldet.

Herr ***Bf1*** studierte seit Oktober 2014 "Transkulturelle Kommunikation" an der UNI

***2***

Mit WS 2015/16 erfolgte ein Studien Wechsel auf das Bachelorstudium "Physik" an der UNI
Ablegung der Bachelorpriifung am 25.11.2019 - anschl. Beginn Masterstudium.

Fiir Herrn ***Bf1*** Jiegt eine durchgehende Anmeldebescheinigung ab 24.08.2015 nach § 51
Abs. 1 Z 3 NAG (Ausbildung) vor.

Der Bf. ist seit 23.09.2014 mit Hauptwohnsitz in Osterreich gemeldet.

Neben dem Studium arbeitete er seit 18.01.2017 geringfiigig.
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Lt. E-Bescheid 2017 v. 16.04.2019 - Einkommen € 6.587,51

Lt. E-Bescheid 2018 v. 15.04.2019 - Einkommen € 8.107,70

Lt. E-Bescheid 2019 v. 14.05.2020 - Einkommen € 10.703,73

Die monatlichen Lebenshaltungskosten wurden It. Angaben des Bf. durch die Arbeit neben dem
Studium finanziert.

Verehelichung am tt.10.2022 in Bosnien (Fr. ***5*** bosnische Staatsbiirgerin)

- ab 02.08.2021 gemeinsamer Haushalt an der ***Bf1-Adr***,

Nationales Recht: Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG 1967)

Gemdfs § 2 Abs. 1 lit. b FLAG 1967 haben Anspruch auf Familienbeihilfe Personen, die im
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt haben fiir ihre volljdhrigen Kinder,
die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die fiir einen Beruf ausgebildet oder in
einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen durch den
Schulbesuch die Ausiibung ihres Berufes nicht méglich ist.

Nach § 6 Abs. 5 FLAG haben Kinder, deren Eltern ihnen nicht liberwiegend Unterhalt leisten und
deren Unterhalt nicht zur Gdnze aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe oder nicht zur Gdnze
aus 6ffentlichen Mitteln zur Sicherung des Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfs getragen
wird, unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf Familienbeihilfe, unter denen eine
Vollwaise Anspruch auf Familienbeihilfe hat (Abs. 1 - 3).

Gern. § 2 Abs. 5 lit. b FLAG gehért zum Haushalt einer Person ein Kind dann, wenn es bei
einheitlicher Wirtschaftsfiihrung eine Wohnung mit dieser Person teilt. Die Haushalts-
zugehdrigkeit gilt nicht als aufgehoben, wenn das Kind fiir Zwecke der Berufsausiibung
notwendigerweise am Ort oder in der Néhe des Ortes der Berufsausiibung eine Zweit-
unterkunft bewohnt.

§ 2 Abs. 8 FLAG Personen haben nur dann Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn sie den
Mittelpunkt der Lebensinteressen im Bundesgebiet haben. Eine Person hat den Mittelpunkt
ihrer Lebensinteressen in dem Staat, zu dem sie die engeren persénlichen und wirtschaftlichen
Beziehungen hat.

Unionsrecht:

Die Verordnung (EG) 883/2004 ist nur anwendbar, wenn ein Sachverhalt vorliegt, der zwei oder
mehrere Mitgliedstaaten beriihrt. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ein Unions-blirger von
seiner Freiziigigkeit Gebrauch macht oder gemacht hat und in einem anderen als einem
Wohnsitzstaat einer Erwerbstdtigkeit nachgeht oder nachgegangen ist und dafiir z.B. eine
Rente oder eine Leistung bei Arbeitslosigkeit erhdilt. Die Staatsangehérigkeit allein bewirkt
keinen Anwendungsbereich der Verordnung. Der typische Anwendungsfall ist der eines
Versicherten, der in einem Mitgliedstaat (Beschdftigungsland) als Arbeitnehmer oder
Selbstéindiger beschdiftigt ist, wihrend seine Familie weiterhin in einem anderen Mitgliedstaat
(Wohnsitzland) lebt.

Laut EuGH 5. Mdrz 1998, C-194/96, Kulzer Rz 31, ist es nicht erforderlich, dass der Versicherte
die Freiziigigkeit tatséichlich in Anspruch nimmt, sondern es ist ausreichend, dass der
Familienangehdrige sich in einem anderen Mitgliedstaat aufhdlt als der Arbeitnehmer. Bei den
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Familienleistungen ist im Regelfall fiir zwei Personen, fiir beide Elternteile, festzustellen,
welchen Rechtsvorschriften jede Person unterliegt. Die VO geht vom Grundsatz aus, dass auch
hinsichtlich einer Familie immer nur die Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaats zur
Anwendung gelangen und nur die Familienleistungen dieses Mitgliedstaats gewdhrt werden
(keine Kumulierung von Familienleistungen).

In Bezug auf Familienleistungen spielt auch die Unterscheidung zwischen eigenen Rechten und
(aus der Stellung als Familienangehériger) abgeleiteten Rechten keine Rolle. Folglich sind
Kinder, die als Familienmitglieder eines Beschdftigten in den persénlichen Geltungsbereich der
VO fallen, als Personen anzusehen, fiir die diese Verordnung gilt (EuGH 15.3.2001, C-85/99
Offermanns).

In der VO ist geregelt, welcher von mehreren involvierten Mitgliedstaaten zustdndig ist. Wie
ausgefiihrt, sind grundsdtzlich immer nur die Rechtsvorschriften eines einzigen Mitglied-staates
anzuwenden, und zwar in der Regel jenes Staates, in dem eine (nichtselbstidndige oder
selbstindige) Tdtigkeit ausgeliibt wird. Das sogen. ,Beschdftigungsland” ist damit der
zusténdige Staat und die Rechtsvorschriften dieses Staates sind fiir die Anspriiche aller hier
beschdftigten Unionsbiirger anzuwenden (,,Beschdftigungslandprinzip" oder , Territorial-
prinzip").

Die Feststellung der Zusténdigkeit fiir die Gewéhrung der Familienleistungen erfolgt unter
Berticksichtigung der gesamten familidren Situation und es werden dabei beide Elternteile
herangezogen.

Im Beschwerdefall ist erwiesen, dass die Kindesmutter in Kroatien und der Kindesvater in
Deutschland leben bzw. beschiiftigt sind.

Die Eltern des Bf. (und der Bf., vgl. EuGH 15.3.2001, C-85/99, Offermanns) sind vom
persénlichen (Art. 2 VO 883/2004) Anwendungsbereich der VO umfasst. Die Familienbeihilfe als
Familienleistung fdllt unter den sachlichen Anwendungsbereich der VO (Art. 3 Abs. 1 lit. j).

Ob ésterreichische oder deutsche/kroatische Rechtsvorschriften im Beschwerdefall zur
Anwendung gelangen, bestimmt sich nach Art. 11 Abs. 3 lit. a VO (EG) 883/2004: Der Vater des
Bf. ist in Deutschland bei einer Firma unselbstéindig erwerbstditig; somit unterliegen die Eltern
(und auch der Bf.) nach dieser Bestimmung den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates
Deutschland.

Fiir Familienangehérige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen bestimmt Art. 67 der

VO (EG) 883/2004: Eine Person hat auch fiir Familienangehérige, die in einem anderen
Mitgliedstaat wohnen, Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des
zustdndigen Mitgliedstaats, als ob die Familienangehérigen in diesem Mitgliedstaat wohnen
wiirden.

Schliefllich normiert Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der Durchfiihrungsverordnung (EG)

Nr. 987/2009, dass bei Anwendung des Art. 67 (und 68) der VO (EG) 883/2004, insbesondere
was das Recht einer Person zur Erhebung eines Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der
gesamten Familie in einer Weise zu berticksichtigen ist, als ob alle beteiligten Personen unter
die Rechtsvorschrift des betreffenden Mitgliedstaats fielen und dort wohnten.
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Zu den , beteiligten Personen" iSd Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der DVO Nr. 987/2009 gehéren die
»Familienangehérigen" iSd Art. 1 lit. i Nr 1 lit. i der VO (EG) Nr. 883/2004. Der Bf. zdhlt,
unabhdngig davon, dass er nicht (mehr) mit seinen Eltern im gemeinsamen Haushalt wohnt
aber diese die (iberwiegenden Unterhaltskosten tragen, zu den , beteiligten Personen" iSd

Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der DVO Nr. 987/2009 fiir den der Wohnsitz in Kroation fingiert wird.
Zusammenfassend ergibt sich aus der Zusammenschau der Bestimmungen nach Art. 2, 3, 11
Abs. 3 lit. a und den Fiktionen nach Art. 67 VO (EG) 883/2004 iVm Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz
der DVO (EG) Nr. 987/2009, dass der Bf. als im ,zustdndigen" Mitgliedstaat (d.i. Kroatien)
wohnhaft anzusehen ist und dass ein Leistungsanspruch nur gegeniiber dem Mitgliedstaat
Kroatien bzw. Deutschland besteht. Ein Ankniipfungspunkt fliir einen ésterreichischen
Leistungsanspruch nach der VO (EG) 883/2004 besteht nicht.

Somit gehen die Vorbringen des Bf., der seinen Eigenanspruch auf Gewdhrung der
Familienbeihilfe mit seinem rechtmdfliigen, gewéhnlichen Aufenthalt in Osterreich und den von
ihm iiberwiegend getragenen Lebenshaltungskosten (was nicht stimmt), ins Leere. Ubersieht
der Bf. doch, dass im Beschwerdefall der Leistungsanspruch nach der o.a. VO (EG) 883/2004 zu
priifen war.

Mittelpunkt des Lebensinteresses:

Eine Person kann zwar mehrere Wohnsitze, jedoch nur einen Mittelpunkt der Lebensinteressen
iSd § 2 Abs. 8 FLAG 1967 haben. Unter persénlichen Beziehungen sind dabei all jene zu
verstehen, die jemanden aus in seiner Person liegenden Griinden, insbesondere auf Grund der
Geburt, der Staatszugehérigkeit, des Familienstandes und der Betétigungen religiéser und
kultureller Art, an ein bestimmtes Land binden. Der Mittel punkt der Lebens-verhdltnisse einer
verheirateten Person wird regelmdfSig am Ort des Aufenthaltes ihrer Familie zu finden sein

(vgl. Reinalter in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG2, § 2 Rz 16).

Der Bf. bewohnte eine Wohnung, an deren Anschrift (***Adr***) viele Personen gemeldet sind.
Seine Mutter war dort vom 03.11.2017 - 07.01.2019 pro forma gemeldet.

Durch das Studium in Osterreich ist das familiéire Band nicht gerissen. Der Vater ist zu
Unterhaltszahlungen verpflichtet.

Es fanden gegenseitige Besuche statt, bei denen Bargeld libergeben werden konnte. Auch die
Heirat mit der bosnischen Staatsbiirgerin fand am tt.10.2022 in Bosnien statt. Erst seit
02.08.2021 bewohnen sie einen neuen gemeinsamen Haushalt an der ***Bf1-Adr***,

Einauf § 6 Abs. 5 FLAG 1967 begriindeter Eigenanspruch auf Familienbeihilfe besteht laut den
obigen Ausfiihrungen nicht, da der Leistungsanspruch nur nach der VO (EG) 883/2004 zu priifen
ist. Die Beschdftigung des Kindes in Osterreich ist irrelevant. Zur Zahlung von

Familienleistungen sind Deutschland bzw. Kroatien verpflichtet.”

Daraufhin stellte der Beschwerdefiihrer fristgerecht den Antrag auf Entscheidung Uber die
Beschwerde an das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag) und verwies auf die
Beschwerdebegriindung.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Bf., geb. tt.12.1995, ist kroatischer Staatsbirger und studierte seit dem Wintersemester
2014 in Osterreich. Fir den Beschwerdefiihrer liegt eine Anmeldebescheinigung nach § 51 Abs.
1 Z 3 NAG (Ausbildung) vor. Das 24. Lebensjahr vollendete er am tt.12.2019.

Die Eltern des Beschwerdefiihrers sind kroatische Staatsbirger und sind geschieden. Die
Mutter lebt am Familienwohnsitz in Kroatien und war vom 03.11.2017 bis 07.01.2019 auch an
der Adresse des Bf. in ***2*** gemeldet. Der Vater lebt und arbeitet in der Bundesrepublik
Deutschland. Die Mutter des Beschwerdefiihrers war in Osterreich zu keiner Zeit

sozialversicherungsrechtlich gemeldet.

Der Bf. war seit Studienbeginn in Osterreich mit Hauptwohnsitz gemeldet, ab 02.08.2021
gemeinsam mit seiner spateren Ehegattin (Heirat tt.10.2022) in einer Wohnung in ***2%***,

Nach Angaben des Beschwerdefiihrers finanzierte er sich seine Unterhaltskosten durch seine
(geringfligigen) Beschaftigungsverhaltnisse liberwiegend selbst.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt stitzt sich auf den Inhalt des Verwaltungsaktes und auf die dem
Gericht vorgelegten Unterlagen der belangten Behorde bzw. des Beschwerdefihrers.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Wenn ein Sachverhalt vorliegt, der zwei oder mehrere Mitgliedstaaten der Europdischen Union
beriihrt, ist die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates

vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO 883/2004)
anwendbar. Der typische Anwendungsfall ist der eines Versicherten, der in einem Mitgliedstaat
(Beschaftigungsland) als Arbeitnehmer oder Selbstéandiger beschaftigtist, wahrend seine
Familie weiterhin in einem anderen Mitgliedstaat (Wohnsitzland) lebt.
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Die Feststellung der Zustandigkeit eines Mitgliedstaates flir die Gewahrung der
Familienleistungen erfolgt unter Berlcksichtigung der gesamten familidren Situation und es

werden dabei beide Elternteile herangezogen.

Bei den Familienleistungen ist also flr zwei Personen, fir beide Elternteile, festzustellen,
welchen Rechtsvorschriften jede Person unterliegt. Die VO 883/2004 geht vom Grundsatz aus,
dass auch hinsichtlich einer Familie immer nur die Rechtsvorschriften eines einzigen
Mitgliedstaats zur Anwendung gelangen und nur die Familienleistungen dieses Mitgliedstaats
gewahrt werden (keine Kumulierung von Familienleistungen).

In der VO 883/2004 wird auszugsweise normiert:

Art. 1 Begriffsbestimmungen

Flr die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

a) “Beschéftigung" jede Tatigkeit oder gleichgestellte Situation, die fir die Zwecke der
Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit des Mitgliedstaats, in dem die Tatigkeit ausgetibt
wird oder die gleichgestellte Situation vorliegt, als solche gilt;

i) "Familienangehdriger": Abs. 1 sublit i) jede Peron, die in den Rechtsvorschriften, nach denen
die Leistungen gewahrt werden, als Familienangehoriger bestimmt oder anerkannt oder als
Haushaltsangehoriger bezeichnet wird.

j) "Wohnort" den Ort des gewohnlichen Aufenthalts einer Person;

[) "Rechtsvorschriften" fir jeden Mitgliedstaat die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und alle
anderen Durchfiihrungsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 3 Abs. 1 genannten Zweige der
sozialen Sicherheit.

s) "zustandiger Mitgliedstaat" der Mitgliedstaat, in dem der zustandige Trager seinen Sitz hat.

Nach Art. 2 Abs. 1 VO 883/2004 gilt die Verordnung fiir Staatsangehorige eines Mitgliedstaats,
Staatenlose und Flichtlinge mit Wohnort in einem Mitgliedstaat, fir die die Rechtsvorschriften
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie fiir ihre Familienangehdrigen

und Hinterbliebenen.

Nach Art. 3 Abs. 1 lit. j VO 883/2004 umfasst der sachliche Geltungsbereich dieser Verordnung

auch Familienleistungen.

Art. 11 VO 883/2004 lautet:

(1) Personen, fir die diese Verordnung gilt, unterliegen den Rechtsvorschriften nur eines
Mitgliedstaats. Welche Rechtsvorschriften dies sind, bestimmt sich nach diesem Titel.
(2) Fur die Zwecke dieses Titels wird bei Personen, die aufgrund oder infolge ihrer
Beschaftigung oder selbstandigen Erwerbstatigkeit eine Geldleistung beziehen davon
ausgegangen, dass sie diese Beschaftigung oder Tatigkeit ausiben. [...]

(3) Vorbehaltlich der Artikel 12 bis 16 gilt Folgendes:

a) Eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschaftigung oder selbstdandige
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Erwerbstatigkeit ausiibt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats.

b) ein Beamter unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dem die ihn
beschaftigende Verwaltungseinheit angehort;

c) eine Person, die nach den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats Leistungen bei
Arbeitslosigkeit gemald Artikel 65 erhdlt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses
Mitgliedstaats;

d) eine zum Wehr- oder Zivildienst eines Mitgliedstaats einberufene oder wiedereinberufene
Person unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats;

e) jede andere Person, die nicht unter die Buchstaben a bis d fallt, unterliegt unbeschadet
anders lautender Bestimmungen dieser Verordnung, nach denen ihre Leistungen aufgrund der
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer andere Mitgliedstaaten zustehen, den

Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats.

Nach Art. 67 der VO 883/2004 hat eine Person auch fiir Familienangehorige, die in einem
anderen Mitgliedstaat wohnen, Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften
des zustandigen Mitgliedstaats, als ob die Familienangehdrigen in diesem Mitgliedstaat
wohnen wirden.

Artikel 68 der VO 883/2004 lautet:

(1) Sind fur denselben Zeitraum und fiir dieselben Familienangehorigen Leistungen nach den
Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten zu gewahren, so gelten folgende Prioritatsregeln:
a) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus unterschiedlichen Griinden zu gewéahren,
so gilt folgende Rangfolge: an erster Stelle stehen die durch eine Beschaftigung oder eine
selbststandige Erwerbstatigkeit ausgeldsten Anspriiche, darauf folgen die durch den Bezug
einer Rente ausgeldsten Anspriiche und schlieRlich die durch den Wohnort ausgeldsten
Anspriche.

b) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus denselben Griinden zu gewahren, so
richtet sich die Rangfolge nach den folgenden subsididren Kriterien:

i) bei Anspriichen, die durch eine Beschéaftigung oder eine selbststandige Erwerbstatigkeit
ausgeldst werden: der Wohnort der Kinder, unter der Voraussetzung, dass dort eine solche
Tatigkeit ausgelibt wird, und subsidiar gegebenenfalls die nach den widerstreitenden
Rechtsvorschriften zu gewahrende hochste Leistung. Im letztgenannten Fall werden die Kosten
fir die Leistungen nach in der Durchfiihrungsverordnung festgelegten Kriterien aufgeteilt;

ii) bei Anspriichen, die durch den Bezug einer Rente ausgeldst werden: der Wohnort der
Kinder, unter der Voraussetzung, dass nach diesen Rechtsvorschriften eine Rente geschuldet
wird, und subsidiar gegebenenfalls die langste Dauer der nach den widerstreitenden
Rechtsvorschriften zurlickgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten;

iii) bei Anspriichen, die durch den Wohnort ausgel6st werden: der Wohnort der Kinder.

(2) Bei Zusammentreffen von Anspriichen werden die Familienleistungen nach den
Rechtsvorschriften gewahrt, die nach Absatz 1 Vorrang haben. Anspriiche auf

Familienleistungen nach anderen widerstreitenden Rechtsvorschriften werden bis zur Héhe
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des nach den vorrangig geltenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Betrags ausgesetzt;
erforderlichenfalls ist ein Unterschiedsbetrag in Hohe des darliber hinausgehenden Betrags der
Leistungen zu gewdhren. Ein derartiger Unterschiedsbetrag muss jedoch nicht fir Kinder
gewadhrt werden, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, wenn der entsprechende
Leistungsanspruch ausschlieRBlich durch den Wohnort ausgel6st wird.

In der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Européaischen Parlaments und des Rates vom

16. September 2009 (DVO Nr. 987/2009) zur Festlegung der Modalitdten fir die Durchfiihrung
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 tiber die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
wird in Art. 60 bestimmt:

(1) Die Familienleistungen werden bei dem zustandigen Trager beantragt. Bei der Anwendung
von Artikel 67 und 68 der Grundverordnung ist, insbesondere was das Recht einer Person zur
Erhebung eines Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der gesamten Familie in einer
Weise zu berlicksichtigen, als wiirden alle beteiligten Personen unter die Rechtsvorschriften
des betreffenden Mitgliedstaats fallen und dort wohnen. Nimmt eine Person, die berechtigt ist,
Anspruch auf die Leistungen zu erheben, dieses Recht nicht wahr, berlicksichtigt der
zustandige Trager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind, einen
Antrag auf Familienleistungen, der von dem anderen Elternteil, einer als Elternteil behandelten
Person oder von der Person oder Institution, die als Vormund des Kindes oder der Kinder
handelt, gestellt wird.

(2) Der nach Absatz 1 in Anspruch genommene Trager priift den Antrag anhand der
detaillierten Angaben des Antragstellers und beriicksichtigt dabei die gesamten tatsachlichen
und rechtlichen Umstande, die die familidre Situation ausmachen.

Im hier vorliegenden Fall handelt es sich um einen Sachverhalt, der zwei oder mehrere
Mitgliedstaaten der Europdischen Union beriihrt. Somit sind fiir die Beurteilung des Anspruchs
auf Familienleistungen die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und die

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 anzuwenden.

In Bezug auf Familienleistungen spielt die Unterscheidung zwischen eigenen Rechten und (aus
der Stellung als Familienangehoriger) abgeleiteten Rechten keine Rolle. Folglich sind Kinder,
die als Familienmitglieder eines Beschaftigten in den persénlichen Geltungsbereich der
Verordnung fallen, als Personen anzusehen, fir die diese Verordnung gilt (EuGH 15.3.2001,
C-85/99 Offermanns).

Die Feststellung der Zustandigkeit fir die Gewdhrung der Familienleistungen erfolgt unter
Beriicksichtigung der gesamten familidren Situation und es werden dabei beide Elternteile
herangezogen.

Im Beschwerdezeitraum wohnte und arbeitete der Vater des Beschwerdefiihrers in der
Bundesrepublik Deutschland, somit sind sowohl Beschaftigungs - als auch WohnsitzstaatiSd
VO 883/2004 in Deutschland.
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Die Mutter des Bf. wohnte am Familienwohnsitz in Kroatien und war vom 03.11.2017 bis
07.01.2019 auch an der Adresse des Bf. in ***2*** gemeldet.

Sofern sie einer Beschéaftigung iSd Verordnung in Kroatien nachgegangenist, ware der
Beschaftigungsstaat auch Kroatien. In Osterreich war die Mutter zu keiner Zeit bei der

Sozialversicherung gemeldet.

Somit steht fest, dass nach dem Beschaftigungslandprinzip der VO 883/2004 die Eltern (und
somit auch der Bf.) fiir den Anspruch auf Familienleistungen nicht den 6sterreichischen
Rechtsvorschriften, sondern den deutschen bzw. mutterlicherseits ev. auch den kroatischen
Rechtsvorschriften unterliegen.

Flr Familienangehorige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, bestimmt Art. 67 der
VO 883/2004: Eine Person hat auch fur Familienangehorige, die in einem anderen
Mitgliedstaat wohnen, Anspruch auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des
zustandigen Mitgliedstaats, als ob die Familienangehdrigen in diesem Mitgliedstaat wohnen
wirden.

SchlieRlich normiert Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der Durchfiihrungsverordnung (EG) Nr.
987/2009, dass bei Anwendung des Art. 67 (und 68) der VO 883/2004, insbesondere was das
Recht einer Person zur Erhebung eines Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der
gesamten Familie in einer Weise zu bertiicksichtigen ist, als ob alle beteiligten Personen unter
die Rechtsvorschrift des betreffenden Mitgliedstaats fielen und dort wohnten.

Zu den "beteiligten Personen" iSd Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der DVO Nr. 987/2009 gehdren
die "Familienangehorigen" iSd Art. 1 lit. i Abs. 1 sublit. i der VO 883/2004.

Der Beschwerdefihrer zahlt, unabhangig davon, dass er nicht (mehr) mit seinen Eltern im
gemeinsamen Haushalt wohnte und diese nicht (mehr) die Gberwiegenden Unterhaltskosten
trugen, zu den "beteiligten Personen" iSd Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der DVO Nr. 987/2009 fur
den der Wohnsitz in Deutschland (bzw. ev. in Kroatien) fingiert wird.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis VWGH 22.11.2016, Ro 2014/16/0067,
ausgesprochen, dass im Anwendungsbereich des Unionsrechts die Wohnortklauseln des
FLAG 1967 nicht anzuwenden sind.

Aus den genannten Bestimmungen der VO 883/2004 iVm Art. 60 Abs. 1 zweiter Satz der
DVO Nr. 987/2009, ergibt sich, dass der Bf. als im "zustandigen" Mitgliedstaat (Deutschland,
bzw. ev. auch Kroatien) als wohnhaft anzusehen ist und dass ein Leistungsanspruch nur
gegenlber diesen Mitgliedstaaten besteht. Ein Anknipfungspunkt fiir einen 6sterreichischen
Leistungsanspruch nach der VO 883/2004 besteht daher nicht, auch nicht ein auf § 6 Abs. 5
FLAG 1967 begriindeter Eigenanspruch auf Familienbeihilfe (vgl. BFG 26.07.2021,
RV/4100044/2021).
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Sohin war wie im Spruch zu entscheiden.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da im vorliegenden Fall eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht vorliegt,
insbesondere weil der als erwiesen anzunehmende Sachverhalt in freier Beweiswiirdigung
festgestellt wurde und das Erkenntnis auf den unionsrechtlichen und innerstaatlichen
Regelungen basiert, ist eine (ordentliche) Revision nicht zuldssig.

Graz, am 18. Juni 2026

11von 11



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




